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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 56 Ausgegeben Danzig, den 28. Juli 1923 


nhalt. Geſetz betreffend Aenderung des Geſetzes über die Aufwandsentſchädigung der Abgeordneten und neben⸗ 

amtlichen Senatoren vom 2. 2 1923 (S. 781). — Zweite Verordnung über Lohn- und Gehaltspfändung (S. 781) — 
Verordnung betreffend die Höhe der Erwerbsloſenunterſtützung (S. 782). — Verordnung über Erhöhung der Schreib⸗ 
ebühren, Kommiſſionsgebühren und Rechnungsgebühren des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden 

aſſung vom 27. März 1923 (Geſetzbl S. 392 ſowie der Schreibgebühren der Gebührenordnung für Notare vom 27. März 1923 

(S. 783). — Verordnung zur Aenderung der geſetzlichen Poſt⸗, Poſtſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren (S. 783). 
— Verordnung zur Aenderung der Poſtſcheckordnung (S. 784). — Verordnung zur Aenderung der Poſtordnung 
(S 785). — Verordnung zur Abänderung von Geldbeträgen im Gewerbegerichtsgeſetz und im Geſetze, betr. Kaufmanns⸗ 
gerichte (S. 792). — Verordnung zur Neuregelung der im § 68 Abſ. 1, im $ 74a Abſ. 2 Satz 1 und im § 75 b Satz 2 
des Handelsgeſetzbuchs ſowie im § 133 a, b Abſ. 1 der Gewerbeordnung vorgeſehenen Gehaltsgrenzen (S. 793). — Poſt⸗ 
gebühren im Verkehr mit Polen (S. 794). — Poſtgebühren im Verkehr mit Deutſchland (S. 795). — Verordnung 
zur Aenderung der Fernſprechordnung vom 9. Januar 1923 (S 796). — Verordnung betreffend Aenderung der Fern⸗ 
ſprechgebühren im Verkehr mit Polen (S. 796). — Verordnung betreffend Aenderung der Telegraphengebühren im 
Verkehr mit Polen (S. 796). — Verordnung zur Aenderung der Anweiſung für den Funktelegraphendienſt (S. 797). — 
Verordnung zur Aenderung der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 (S. 797). — Druckfehlerberichtigung (S. 797). 
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276 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
N N : Geſetz 
betreffend Anderung des Geſetzes über die Aufwandsentſchädigung der Abgeordneten 
und nebenamtlichen Senatoren vom 2. 2. 1923 (Geſetzbl. S. 171). Vom 17. 7. 1923. 
In 8 2 Abſatz 1 iſt zu ſetzen „510 000 M“ ſtatt „15000 M“ und „680 000 M“ ſtatt 
„20 000 M“. : 
In Abſatz 2 zu ſetzen „680 000 M“ ſtatt „20 000 M“ und „340000 M“ ſtatt „10000 M“. 
In 8 4 Satz 1 zu ſetzen „½10“ ſtatt „½“. 
In 8 10 a) zu ſetzen „1190000 M“ ſtatt „35 000 M“ und 
b) zu ſetzen „850 000 M“ ſtatt „25 000 M. 
In § 11 zu ſetzen „1. Juli 1923“ ſtatt „1. Januar 1923“. 
Danzig, den 17. Juli 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Förster. 


27 Zweite Verordnung 


über Lohn⸗ und Gehaltspfändung. Vom 20. 7. 1923. 


Auf Grund des Artikel II des Geſetzes zur Anderung der Verordnung über Lohnpfändung vom 
29. November 1922 (Geſetzbl. S. 536) und des Artikel II des Geſetzes zur Anderung der Vorſchriften 
über die Pfändbarkeit von Gehaltsanſprüchen vom 29. November 1922 (Geſetzbl. S. 537) wird verordnet: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 5. 8. 1923). 


1 
— 


$ 1 der Verordnung über Lohnpfändung vom 25. Juni 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 589) in der 
Faſſung der Geſetze vom 7. Oktober 1920 (St.⸗Anz. S. 291), vom 20. Dezember 1921 (Geſ.⸗Bl. S. 319), 
vom 8. März 1922 (Gef.-Bl. S. 80) und vom 29. November 1922 (Geſ.⸗Bl. S. 536) ſowie der Ver⸗ 
ordnung vom 9. März 1923 (Geſ⸗Bl. S. 347) wird dahin geändert, daß im Abf. 1 an die Stelle des 
Wortes: „ſechshunderttauſend“ die Worte „ſechs Millionen“ und im Abſ. 3 an die Stelle der Worte 
„zwei Millionen“ die Worte „zwanzig Millionen“ treten. 


Artikel II. 
Der 8 850 der Zivilprozeßordnung in der Faſſung der Geſetze vom 8. März 1922 (Geſ.⸗Bl. S. 79) 
und vom 29. November 1922 (Geſ.⸗Bl. S. 537) wird dahin geändert, daß im Abſ. 2 an die Stelle des 
Wortes „ſechshunderttauſend“ die Worte „ſechs Millionen“ treten. 


Artikel III. 
Die Verordnung tritt am 1. Auguſt 1923 in Kraft. 
Die Vorſchriften des Artikel III Abſ. 2 bis 4 der Verordnung vom 9. März 1923 (Geſetzbl. 
S. 347) finden entſprechende Anwendung. 


Danzig, den 20. Juli 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. 8 Dr. Schwartz. 


278 Verordnung i 
betreffend die Höhe der Erwerbsloſenunterſtützung. Vom 17. 7. 1923. 


Auf Grund des § 16 des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge vom 28. 3. 22 (Geſ.⸗Bl. S. 91) 
wird in Abänderung der Verordnung vom 3. 7. 23 (Geſ. Bl. S. 755) folgendes beſtimmt: 
Die Unterſtützung iſt nach folgenden Sätzen zu gewähren: 
A. vom 9. Juli 1923 ab: 
1. für männliche Perſonen : 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben .. 
b) über 21 Jahre, ſofern fie im Haushalt eines anderen leben 
nne ß ð d sen ann 
2. für weibliche Perſonen 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben . .. 
b) über 21 Jahre, ſofern fie im Haushalt eines anderen leben 
ien DE a 
3. als Familienzuſchläge für 
a) den Ehegatten F ˙ EN 
b) die Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte Angehörige. 
B. vom 16. Juli 1923 ab: 
1. für männliche Perſonen 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben .. 
b) über 21 Jahre, ſofern fie in dem Haushalt eines anderen leben .. 
J!!!! dd Aare kt igriäche 
2. für weibliche Perſonen 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben.. 
b) über 21 Jahre, ſofern fie in dem Haushalt eines anderen leben 
rr . 3 x 
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3. als Familienzuſchläge für - 
renn y EN a 7 50 M 
b) die Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte Angehörige.. 6 000 M 


Danzig, den 17. Juli 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


279 Verordnung 

über Erhöhung der Schreibgebühren, Kommiſſionsgebühren und Nechnungsgebühren des 

Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 

(Gejegbl. S. 392) ſowie der Schreibgebühren der Gebührenordnung für Notare vom 
| 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 426). Vom 21. 7. 1923. 

Auf Grund der Ermächtigungen im § 110 Abſ. 1, § 113 Abſ. 1 und § 114 Abſ. 1 des 
Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 (Geſetzbl. 
S. 392) und im $ 19 der Gebührenordnung für Notare vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 426) wird 
folgendes beſtimmt: 4 


Die im 8 110 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung 
vom 27. März 1923 und im 8 19 der Gebührenordnung für Notare vom 27. März 1923 vorgeſehene 
Schreibgebühr wird auf 600 Mark für die Seite feſtgeſetzt. : 

82. 

Die im 8 113 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung 
vom 27. März 1923 vorgeſehenen Entſchädigungen des Richters und Gerichtsſchreibers für die Aufnahme 
eines Teſtaments oder eines Erbvertrags außerhalb der Gerichtsſtelle (Tommiſſionsgebühren) werden für 
den Richter auf 3600 Mark und für den Gerichtsſchreiber auf 2400 Mark feſtgeſetzt. 

8 3. 

Die im 8 114 Abf. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung 
vom 27. März 1923 vorgeſehene Stundengebühr für Anfertigung von Rechnungsarbeiten wird auf 
600 bis 3000 Mark feſtgeſetzt. 5 1 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1923 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkte tritt die 
Verordnung vom 24. April 1923 (Geſetzbl. S. 439) über Erhöhung der Schreib- und Rechnungsgebühren 
des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 und 
der Schreibgebühren der Gebührenordnung für Notare vom 27. März 1923 außer Kraft. 


Danzig, den 21. Juli 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Poft:, Poſtſcheck, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren. 
Vom 21. 7. 1923. ; 
Auf Grund des $ 1 des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 betreffend Anderung der RPoft-, 
Poſtſcheck⸗, Telegraphen- und Fernſprechgebühren (Geſetzblatt S. 320) werden von den durch das Geſetz 
über Poſtgebühren vom 30. April 1921 (Geſetzblatt S. 43 ff.), das Poſtſcheckgeſetz vom 26. März 1914 


* 
5 
5 

Er. 


. 
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(Reichsgeſetzblatt S. 85 ff.), die Verordnung zur Anderung der geſetzlichen Telegraphengebühren vom 
24. Juni 1923 (Geſetzblatt S. 698), das Fernſprechgebührengeſetz vom 17. September 1921 (Geſetzblatt 
S. 133 ff.) oder durch ſpätere Verordnungen feſtgeſetzten Gebühren und Teuerungszuſchlägen die in der 
beigefügten Zuſammenſtellung aufgeführten Gebühren und Teuerungszuſchläge auf die in Spalte 4 an⸗ 
gegebenen Beträge feſtgeſetzt. 5 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Auguſt 1923 in Kraft. Gleichzeitig treten die Verordnungen 
zur Anderung der geſetzlichen Poft-, Poſtſcheck⸗ und Telegraphengebühren vom 24. Juni 1923 (Geſetz⸗ 
blatt S. 695 ff.) und die Verordnung zur Anderung der geſetzlichen Fernſprechgebühren vom 6. Juli 1923 
(Geſetzblatt S. 765) außer Kraft, ſoweit ſie Gebührenſätze und Teuerungszuſchläge behandeln, die durch 
die vorliegende Verordnung geändert werden. 

Jeder Fernſprechteilnehmer iſt berechtigt, ſeinen Anſchluß auf den 31. Juli 1923 zu kündigen. 

Danzig, den 21. Juli 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Förster. 


> Verordnung 
zur Anderung der Pofiſcheckordnung. Vom 24. 7. 1923. 
Auf Grund des § 10 des Poſtſcheckgeſetzes wird die Poſtſcheckordnung vom 13. Mai 1921 
(Geſetzbl. S. 53 ff.) wie folgt geändert: 
1. Im 8 1 Abſ. IV Satz 3 wird ſtatt „300 Mark“ geſetzt: 1000 Mark. 
2. Im 8 2 Abſ. XII wird ſtatt „150 Mark“ geſetzt: 500 Mark. 
3. Im § 3 Abſ. I Satz 1 wird ſtatt „1000000 Mark“ geſetzt: 5000000 Mark. 
4. Im 8 3 Abſ. IV Ziffer 3 wird ſtatt „150 Mark“ geſetzt: 500 Mark. 
5. Im $ 7 Abſ. IV letzter Unterabſ. werden geſetzt ſtatt der Worte „schriftlicher Benachrichtigung 
300 Mark“ die Worte: ſchriftlicher Benachrichtigung 1000 Mark, und ſtatt der Worte „Gebühr von 
150 Mark“ die Worte: Gebühr von 500 Mark. 
6. Im § 7 Abſ. VII Unterabs. 1 Satz 2 wird ſtatt „150 Mark“ geſetzt: 500 Mark. 
7. Im 8 7 Abſ. VII Unterabs. 2 wird ſtatt „300 Mark“ geſetzt: 1000 Mark. 
8. Im 8 8 Abſ. I wird ſtatt „1000000 Mark“ geſetzt: 5000000 Mark. 
9. Im § 8 Abſ. VI wird geſetzt 5 
in Ziffer 2 ſtatt „150 Mark“: 500 Mark, 
in Ziffer 3 ſtatt „300. Mark“: 1000 Mark, 
in Ziffer 4 ſtatt „150 Mark“: 500 Mark. 
10. Im 8 9 Abſ. I wird ſtatt „10000000 Mark“ geſetzt: 50000000 Mark. 
11. Im 8 9 Abſ. IV Unterabſ. 3 Satz 2. wird ſtatt „150 Mark“ geſetzt: 500 Mark. 
12. Im 8 9 Abf. IV Unterabſ. 4 wird ſtatt „300 Mark“ geſetzt: 1000 Mark. 
13. Im 8 9 Abs. VIII Unterabs. 3 wird ſtatt „20 Mark“ gejegt: 50 Mark. 
14. Im $ 9 Abſ. IX letzter Satz wird ſtatt „150 Mark geſetzt: 500 Mark. 
15. Im 8 9 Abſ. X Unterabſ. 1 Satz 1 wird ſtatt „1000000 Mark“ geſetzt: 5000000 Mark. 
16. Im 8 9 Abſ. X Unterabſ. 1 Satz 5 wird ſtatt „150 Mark“ geſetzt: 500 Mark. 
17. Im 8 9 Abſ. X Unterabſ. 2 Satz 1 wird ſtatt „1000 000 Mark“ geſetzt: 5000000 Mark. 
18. Im 8 10 Abſ. III wird ſtatt „500 Mark“ geſetzt: 2000 Mark. 
Die Anderungen treten am 1. Auguſt 1923 in Kraft. 


Danzig, den 24. Juli 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Förster. 
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282 Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. Vom 24. 7. 1923. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 50 des 
Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzblatt S. 347) 
wird die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 277 ff.) wie folgt geändert: 
1. Im $ iſt in der Überſchrift hinter „Art der Freimachung“ einzuſchalten: 
„Gebühren 
ſodann iſt am Schluſſe des 8 als Abſ. IV nachzutragen: 
IV. Die poſtordnungsmäßigen Gebühren find in einer beſonderen Anlage enthalten. 
2. Im 8 7 „Druckſachen“, erhält der Abſ. XIII folgende Faſſung: 
Für Blindenſchriftſendungen wird eine von Kilogramm zu Kilogramm ſteigende 
Gebühr erhoben. Über das Meiſtgewicht ſiehe 8 1. Nichtfreigemachte Blindenſchriftſendungen 
werden nicht befördert. Für unzureichend freigemachte Blindenſchriftſendungen wird das 
Doppelte des Fehlbetrags unter Feſtſetzung eines Mindeſtbetrages nacherhoben. Die nach⸗ 
zuerhebenden Beträge werden auf eine durch 100 teilbare Markſumme nach oben abgerundet. 
3. In demſelben 8 (7) erhält der Abſ. XV folgende Faſſung: 
XV. Es wird eine Gebühr erhoben, die nach Gewichtsſtufen von je 25 Gramm 
jedes einzelnen Beilageſtücks berechnet wird. 
4. Im 8 12 „Pakete“ erhält der Abſ. V folgende Faſſung: 
V. Die Einlieferung gewöhnlicher Pakete wird auf Antrag gegen Entrichtung einer 
Gebühr für jedes Paket beſcheinigt. 
5. Im 8 13 „Einſchreibſendungen“ erhält der Abſ. IV folgende Faſſung: 
IV. Neben der Beförderungsgebühr wird eine Einſchreibgebühr erhoben. f 
6. Im 8 18 „Poſtaufträge“ Abſ. XVI erhalten die Angaben unter Ziffer 2, 3, 4 und 6a 
= folgende Faſſung: 
2. eine Vorzeigegebühr; N 
3. eine Gebühr für das Verlangen der wiederholten Vorzeigung (XI, 1); 
4. eine Einziehungsgebühr von jedem angefangenen Tauſend der auf Poſtaufträge zur 
Geldeinziehung und Poſtproteſtaufträge eingezogenen Beträge; 
6. a) eine Gebühr für die Erhebung des Poſtproteſtes. - 
7. Im 8 19 „Nachnahmeſendungen“ Abſ. XI erhalten die Angaben unter Ziffer 2, 3 und 4 
folgende Faſſung: = 
2. eine Vorzeigegebühr; 
eine Gebühr für das Verlangen der wiederholten Vorzeigung (VII); 
eine Einziehungsgebühr von jedem angefangenen Tauſend des eingezogenen Nach⸗ 
5 nahmebetrags. 
8. Im 8 20 „Poſtanweiſungen“ iſt im Abſ. I zu ſetzen ſtatt „500 000 Mark“: 1000000 Mark. 
9. In demſelben 8 (20) Abſ. VII iſt das Wort „müſſen“ zu erſetzen durch: muß. 
10. In demſelben $ (20) Abſ. XIV erhalten die Angaben unter Ziffer 3 folgende Faſſung: 
3. eine Gebühr für die Ausfertigung des Überweiſungstelegramms. 
11. Im 8 21 „Poſtkreditbriefe“ Abſ. VI erhalten die Angaben unter Ziffer 2 folgende Faſſung: 
2. eine Auszahlungsgebühr von jedem Tauſend des Betrags, auf den der Kreditbrief lautet. 


3. 
4. 
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12. Im 8 22 „Durch Eilboten zu beſtellende Sendungen“ erhält der Abſ. V folgende Faſſung: 
V. A. Bei Vorauszahlung der Eilbeſtellgebühren durch den Abſender werden einheitliche 
Sätze mit folgender Abſtufung erhoben: 
1. für jede Brieſſendung, jede Poſtanweiſung mit und ohne den zugehörigen 
Geldbetrag, jeden Wertbrief, jede ohne das zugehörige Paket beitellte Paketkarte 
und jeden ohne die zugehörige Sendung beſtellten Ablieferungsſchein f 
a) nach dem Ortsbeſtellbezirk, e 
b) nach dem Landbeſtellbezirk. 
2. für jedes Paket leinſchließlich der zugehörigen Paketkarte) N 
a) nach dem Ortsbeſtellbezirk, N 
b) nach dem Landbeſtellbezirk. R 
B. Wenn der Empfänger den Botenlohn zu zahlen hat, find bei allen Sendungen die 
wirklichen Botenkoſten, mindeſtens aber für jede Sendung die unter A für den 
betreffenden Fall geltenden Sätze zu entrichten. d 
Befinden ſich bei Zahlung des Botenlohns durch den Empfänger unter den 
abzutragenden Sendungen mehrere Brieſſendungen, jo wird für die erſte Brieſſendung 
der volle Betrag, für jede weitere Briefſendung eine ermäßigte Gebühr erhoben. 
Was im Falle B etwa an Eilbeſtellgeld vorausbezahlt iſt, wird dem 
Empfänger zugute gerechnet; die für etwa gleichzeitig abzutragende Telegramme 
vorausbezahlte Beſtellgebühr bleibt hierbei außer Betracht. 
13. In demſelben $ (22) Abſ. VII erhält der 4. Satz folgende Faſſung: 

Für derartige Eilſendungen ſind ſtets die wirklichen Botenkoſten, mindeſtens aber die 
im Falle der Vorausbezahlung (V A) für die Landbeſtellung geltenden Gebührenſätze zu 
entrichten. 

14. Im 8 23 „Bahnhofsbriefe“ erhält der Abſ. IV folgende Faſſung: 

IV. Sie müſſen vom Abſender freigemacht werden. Die vom Empfänger voraus” 
zuzahlende Gebühr für die tägliche Aushändigung je eines mit einem beſtimmten Eifen- 
bahnzuge beförderten Briefes desſelben Abſenders wird für den Kalendermonat oder, wenn 
die Beförderung für kürzere Friſten erfolgen ſoll, für die Woche oder den Teil einer 
Woche berechnet. 8 

15. In demſelben $ (23) Abſ. VI 1. Unterabſ., iſt ſtatt des 2. Satzes zu ſetzen: 
Es wird eine monatliche, nach der Häufigkeit des Erſcheinens beſtimmte Gebühr erhoben. 
16. Im § 25 „Briefe mit Zuſtellungsurkunde“ Abſ. VII erhält die Angabe unter Ziffer 2 
folgende Faſſung: 
- 2. eine Zuſtellungsgebühr, 
17. Im 8 26 „Rückſchein“ Abſ. II erhält der letzte Satz folgende Faſſung: 
Für den Rückſchein wird eine Gebühr erhoben, die voraus zu entrichten iſt. 
18. In demſelben $ (26) erhält der Abſ. IV folgende Faſſung: 
Der Abſender kann gegen Vorauszahlung einer erhöhten Gebühr auch nachträglich 
einen Rückſchein verlangen. i 
8 19. Im 8 29 „Ort der Einlieferung“ Abſ. I erhält der 2. Unterabſatz folgende Faſſung: 
n Die Poſt kann auch die Einlieſerung gewöhnlicher Briefſendungen ohne Nachnahme 
Be; (mit Ausnahme der Päckchen) durch Straßenbahnbriefkaſten gegen Entrichtung einer Neben⸗ 
gebühr zulaſſen. 
20. In demſelben § (29) erhält der Abſ. IV folgende Faſſung: - 

IV. Für gewöhnliche Pakete, die die Paketbeſteller auf ihren Fahrten einſammeln (III), 

iſt außer der Paketgebühr eine Einſammlungsgebühr vorauszuentrichten. 


21. In demſelben $ (20) erhält der Abſ. VII folgende Faſſung: 


VII. Muß die Poſtanſtalt des Landbeſtellers Einfchreibbrieffendungen, Pakete, Poſt⸗ 
anweiſungen und Wertbriefe, die er auf ſeinem Beſtellgang ſammelt (V), nach einer 
anderen Poſtanſtalt weiterſenden, ſo iſt für jede Sendung außer der Beförderungsgebühr 
und den ſonſtigen Gebühren eine Einſammlungsgebühr voraus zu entrichten, die, je nach⸗ 
dem es ſich um Einſchreibbriefſendungen, Poſtanweiſungen und Wertbriefe, um Pakete 
bis 2¼ Kilogramm einſchließlich oder um ſchwerere Pakete handelt, verſchieden be⸗ 
meſſen iſt. 


22. Im $ 30 „Zeit der Einlieferung“, Abſ. VIII erhält der letzte Satz folgende Faſſung: 


Für jede Sendung iſt eine Einlieferungsgebühr voraus zu entrichten. 


23. Im $ 33 „Zurückziehen von Poſtſendungen und Zeitungsbeſtellungen; Andern von Auf⸗ 


ſchriften“, Abſ. VI erhält die Angabe unter Ziffer 3 folgende Faſſung: 


TE 
2 SE 


3. außerdem in jedem Falle eine Ausfertigungsgebühr. 


24. In demſelben $ (33) Abſ. VII erhält der 1. Satz folgende Faſſung: 


Iſt die Sendung noch nicht abgegangen, ſo wird ſie gegen Entrichtung einer Gebühr 
zurückgegeben. 


25. In demſelben $ (33) erhält der Abſ. X folgende Faſſung: 


X. Für die Zurückziehung einer Beſtellung wird eine Gebühr erhoben, die ver⸗ 
ſchieden bemeſſen iſt, je nachdem die Beſtellung bereits an die Verlags⸗Poſtanſtalt oder 
bei einer im Orte erſcheinenden Zeitung unmittelbar an den Verleger weitergegeben 
worden iſt oder nicht. 


26. In demſelben $ (33) erhält der Abſ. XI folgende Faſſung: 


ll. Die Gebühren wie zu X find auch zu erheben, wenn der Bezieher die Lieferung 
einer anderen als der urſprünglich beſtellten Zeitung oder Ausgabe einer Zeitung wünſcht. 


In demſelben § (33) Abſ. XII erhält der 2. Satz folgende Faſſung: 


Hierfür wird eine Umſchreibungsgebühr erhoben. 


28. Im § 36 „Beſtellung und Beſtellgebühren“, Abſ. IV erhält der erſte Satz folgende Faſſung: 


Für die Beſtellung jedes Pakets wird eine Gebühr erhoben, die für die Beſtellung 
eines Zeitungspakets (8 12, VD) jedoch nur die Hälfte jenes Satzes beträgt. 


29. In demſelben $ (36) Abſ. VI erhält der 1. Satz folgende Faſſung: 


Befördert die Poſt auf Antrag des Beteiligten verſchloſſene Taſchen zur Zuſtellung 
der für ihn eingehenden oder zur Einlieferung der von ihm abzuſendenden gewöhnlichen 
Briefſendungen und Zeitungen, iſt dafür eine Gebühr monatlich zu entrichten. 


30. In demſelben $ (36) erhält der Abſ. VII folgende Faſſung: 


Für das Abtragen der durch die Poſt vertriebenen Zeitungen und Zeitſchriften an 
die Bezieher im Orts⸗ und Landbeſtellbezirk iſt eine Monatsgebühr zu entrichten, die ſich 
nach der Häufigkeit des Erſcheinens richtet. 

Für jedes als Sammelüberweiſung angemeldete Stück einer an den Empfänger ab⸗ 
zutragenden Zeitſchrift iſt ebenfalls eine Monatsgebühr zu zahlen, deren Höhe ſich nach 
der Häufigkeit des Erſcheinens richtet. 


Im 8 36 a erhält der Abſ. I folgende Faſſung: 


Wegen der Gebühren für Ortsſendungen (an Empfänger im Orts- und Landbeſtell⸗ 
bezirk des Aufgabeorts) ſ. beſondere Anlage. 


32. In demſelben $ (36 a) unter IV iſt die Zahl 50 durch 200 zu erſetzen. 
33. Im 8 38 „An wen die Sendungen auszuhändigen find“, Abſ. III erhält der letzte Satz 
folgende Faſſung: 


Für die Behandlung der Poſtvollmacht iſt eine Gebühr zu entrichten. 
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34. Im 8 40 „Poſtlagernde Sendungen“, Abf. III erhält der 1. Unterabj. folgende Faſſung: 
III. Für die Aufbewahrung wird eine Gebühr erhoben, die mit der Beförderungs⸗ 
gebühr zu entrichten iſt; ſie wird nicht erſtattet, wenn die Sendung auf Antrag beſtellt 
oder nach $ 42 abgeholt wird. b 
35. In demſelben § (40) erhalten die Abſ. V, VI und VII folgende Faſſung: 

V. Auf Antrag ſtellt jedes Poſtamt gegen eine Schreibgebühr Poſtausweiskarten 
aus, die bei allen Poſtanſtalten gelten. 

VI. Auf Antrag werden gegen eine Schreibgebühr Poſtlagerkarten ausgeſtellt. Sie 
berechtigen zum Empfang gewöhnlicher Briefſendungen, die ohne perſönliche Aufſchrift ein⸗ 
gehen und die Bezeichnung „Poſtlagerkarte“ ſowie die in der Karte angegebene Nummer 
tragen. 

VII. Wo es die örtlichen Verhältniſſe geſtatten, geben die Poſtanſtalten poftlagernde 
Sendungen auch außerhalb der Poſtſchalterſtunden aus. Für jede ſolche Nachfrage iſt 
eine Gebühr voraus zu entrichten, die auch dann vereinnahmt bleibt, wenn keine Sendung 
vorliegt. 

36. Im § 41 „Paketlagergebühr“ erhält der Abſ. I folgende Faſſung: 

J. Lagern Pakete ohne Verſchulden der Poſt, z. B. poſtlagernde Pakete, unbeſtell⸗ 
bar zu meldende Pakete, Nachnahmepakete, für die Friſt verlangt wird, ſo wird eine 
Paketlagergebühr für jeden Tag erhoben. Sobald der für ein Paket aufgelaufene Ge⸗ 
ſamtbetrag an Lagergebühr eine beſtimmte Höhe erreicht hat, iſt keine Paketlagergebühr 
mehr zu erheben. 

37. In demſelben $ (41) Abſ. III iſt der 3. Satz zu ſtreichen. 


38. Im § 42 „Abholen der Sendungen“, Ab. I erhält der 2. Satz folgende Faſſung: 

Fü ihre Behandlung hat der Ausſteller eine Gebühr zu entrichten. 

39. In demſelben 8 (42) erhält der Ab. II folgende Faſſung: 

II. Wer ein beſonderes Abkommen wegen Prüfung der Empfangsberechtigung be⸗ 

antragt ($ 48 des Poſtgeſetzes), hat dafür eine Behandlungsgebühr zu entrichten. 
40. In demſelben § (42) Abſ. V erhält der 1. Satz folgende Faſſung: 

Wer ſeine Poſtſendungen oder Zeitungen am Poſtſchalter abholt oder abholen läßt, 
hat eine Poſtausgabegebühr zu entrichten. 

Sodann erhält der Unterabſ. folgende Faſſung: 

Wer mit der Poſtanſtalt ein Abkommen wegen Prüfung der Empfangsberechtigung 
des Abholenden (II) getroffen hat, hat eine erhöhte Poſtausgabegebühr vierteljährlich 
voraus zu entrichten. 

41. In demſelben 8 (42) Abſ. VI erhält der 1. Satz folgende Faſſung: 

a Für ein Schließfach nebſt zwei Schlüſſeln wird eine Gebühr erhoben, die nach der 
Größe des Faches bemeſſen wird und vierteljährlich voraus zu entrichten iſt. Nach⸗ 
erhebungen im Laufe eines Vierteljahres finden nicht ſtatt. 

42. Im 8 44 „Nachſendung der Poſtſendungen: Überweiſung von Zeitungen“ erhält der 1. Satz 
des Abſ. VI folgende Faſſung: 

Eine bei der Poſt beſtellte Zeitung wird auf Verlangen des Beziehers gegen Ent- 
richtung einer Gebühr an eine andere Poſtanſtalt überwieſen. 

43. Im $ 45 „Behandlung unbeſtellbarer Poſtſendungen am Beſtimmungsorte“, Abſ. IV erhält 
der 2. Satz folgende Faſſung: 

Für die Meldung hat der Abſender eine Gebühr auch dann zu entrichten, wenn er 
die Annahme der Meldung verweigert oder die Meldung unbeantwortet läßt. 


WWW 


r \ * N 5 ; 8 Wee e 
1 nr N sit A Deer * N a nn sn eee 75 Roar * e 7 7 7 a 
FR 9 * * Jie N u) 5 
* 9 EN 1 ; - REN 0 8 ö * 


K * 2 * * 


| 


— 9 x 
“> IE 


44. Im 8 47 „Lauſſchreiben über Poſtſendungen, Anträge auf Anſtellung von Nachforſchungen, 
Ausfertigung von Doppeln“, Abſ. I erhält der 1. Satz folgende Faſſung: 
Wird der Erlaß eines Laufſchreibens verlangt, ſo iſt dafür eine Gebühr für jede 
Sendung zu entrichten. 


45. In demſelben 8 (47) erhält der Abſ. III en Faſſung: 

III. Für die Ausfertigung von Doppeln zu Poſteinlieferungsſcheinen, zu Beſcheinigungen 
über Zeitungsgeld und zu vom Empfänger verlorenen Poſtanweiſungen (§ 20, IX) und 
für die Ausfertigung von Beſcheinigungen über gezahlte Erſatzbeträge iſt vom Antrag⸗ 
ſteller eine Gebühr voraus zu entrichten. 

46. Der 8 48 „Nachlieferung von Zeitungen“ erhält folgende Faſſung: 

Wünſcht der Bezieher einer Zeitung bei verſpäteter Beſtellung (§ 28, III) die Nach⸗ 
lieferung der für die Bezugszeit bereits erſchienenen Nummern, ſo iſt für das an die 
Zeitungsverlags-Poſtanſtalt oder an den Verleger abzulaſſende Schreiben eine Gebühr zu 
entrichten. 


= Im 850 „Zahlung der Gebühren“, Abſ. VI erhält der 1. Satz folgende Faſſung: 
Für die Stundung von Gebührenbeträgen uſw. iſt eine Gebühr für jede vollen oder 
angebrochenen 10 Mark monatlich zu entrichten unter Berechnung eines monatlichen 
Mindeſtſatzes an Stundungsgebühr. 


Vorſtehende Anderungen treten am 1. Auguſt 1923 in Kraft. 


überſicht über die poſtordnungsmäßigen Gebühren. 


Poſt⸗ e A 
zur deutſche n⸗ 
Nr. N 5 Sierre. merkungen 
gebühr 
1 Blindenſchriftſendungen für je 1l kg. 7, XIII 1/10 fach 
2 u für außergewöhnliche Zeitungsbeilagen für je 
JJ ͤ ͤ Ä EN ers 7, XV 3/100 fach 
8 a für die Beſ n über die Einlieferung eines 
gewöhnlichen Pakets s 2 1/2 fach 
44% ᷣ òdiV aa 13, IV 1 fach 
5 Poſtauftragsgebühren 
J ne Pe 18, XVI, 1/2 fach 
Ziffer 
Gebühr für das Verlangen der wiederholten Vor⸗ 
zeigung eines Voſtauſtrags ee n 6 e ar es 1/2 fach 
iffer 
Einziehungsgebühr von jedem angefangenen zu 
des eingezogenen Betrags Ziffer 4 1/1000 fach 
iffer 4 
Poſtproteſtgebühr bei Poſtproteſtaufträgen 18, XVI, 5 fach . 
1 Ziffer 6a 
6 | Nachnahmegebühren 
BE ed 19, XI, 1/2 fach 
Ziffer 2 
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E Post. zur duden Hr 
Nr. Gegenſt and ats ns merfungen 
=* gebühr > 
Gebühr für das Verlangen der wiederholten Vor⸗ 
zeigung einer Nachnahmeſendunng 19, any 1/2 fach 
iffer : 
Einziehungsgebühr von jedem angefangenen Tauſend an 
des eingezogenen Betrag . . . > 2 22 nen non 1/1000 fach 
iffer 
7 Gebühr für die Ausfertigung eines Uberweiſungstelegramms a 
bei telegraphiſchen Poftanweſſungen N 20, N 1/2 fach 
8 Poſtkreditbriefgebühren Ir 
Auszahlungsgebühr von jedem Tauſend des Betrags 21, 9 3/1000 ſach 
9 Eilbeſtellgebühren bei Vorauszahlung durch den Abſender Dr A 
1. für jede Brieffendung ufw. im Ortsbeftellbezirt . . Aach 
im Landbeſtellb ek 6 fach 
2. für Pakete (einfchl. der Paketkarten) 
JJC 3 fach 
im Land beſtelkbegik 8 fach 
Gebühr für Brieffendungen, die mit anderen Eil- 
ſendungen an denſelben Empfänger abgetragen . 
1 EEE a 3 1/2 fach 
10 Gebühr für Bahnhofßbriefe -. -. h 
für den Kalendermonaeee 30 fach 
fir die he 8 10 fach 
11 | Gebühr r anale per ae monatlich für das 
täglich einmalige oder ſeltenere Erſcheinen eines 
Zeitungsſtücks ſowie für jedes weitere tägliche Erſcheinen je 1/20 fach 
i Für Zeitungs⸗Bahnhofsbriefe, die für die zweite 
58 Hälſte des Monats (vom 16. an oder ſpäter) verſandt 
a werden, wird nur die Hälfte der Gebühr erhoben. 
A 12 Gebühr für förmliche Zuſtellun gag 1 fach 
Be: 13 | Rückſcheingebühr, 
* falls bei der Einlieferung verlanlle 1 fach 
8 falls nachträglich verlannee. 2 fach 
8 E 14 | Nebengebühr 5 die Einlieferung von Sendungen durch 
= Straßenbahnbrieffaftent: <=... » + +... 0... 1/20 fach 
N 15 | Einſammlungsgebühren i 
= für die von Ortspaketbeſtellern eingeſammelten Pakete 1 fach 
. „für die von Landbeſtellern eingeſammelten bree 
5 brieſſendungen, Poſtanweiſungen und Wertbriefe . 1/10 fach 
Be für Pakete bis 2½ kg einſchließlichc ee 1/2 fach 
= fe schwerere Pace 1 fach 
3 
5 
8 
. ö De 


Gegenstand 


Gebühr für die Einlieferung von Einſchreibſendungen uſw. 
außerhalb der Poſtſchalterſtunde n 


Ausfertigungsgebühr für Aufſchriftänderung oder nn 
ziehung von Poſtſendungee nun 


Gebühr für die Rückgabe noch nicht abgegangener 

CT—— . ͤ ‚ ‚————— EHRE EN ERTERDE 
Gebühr für die Zurückziehung einer Zeitungsbeſtellung 

wenn die Beſtellung an den Verleger weitergegeben iſt 

CG ee Dr le 


Gebühr für das Umſchreiben einer Zeitung auf den Namen 
eines anderen als des urſprünglichen Beziehers . 


„ „ ne 
Gebühr für die Beförderung verſchloſſener Taſchen, monatlich 
Zeitungsbeſtellgeld 

bei monatlich einmaligem oder ſeltenerem für 


u 0: jedes 


bei Erscheinen einmaligem oder ſeltenerem tück 
einn | monat⸗ 
für jede weitere Ausgabe in der Woche lich 


Beſtellgeld für Sammelüberweiſungen von Zeitſchriften 
bei monatlich einmaligem oder l für 


ſeltenerem Erſchemen jedes ange⸗ 
bei häufigerem Erſcheinen . meldete Stück 


Gebühr für Ortsſendungen (an Empfänger im Orts⸗ und 

Landbeſtellbezirk des Aufgabepoſtortes) 
a) für Briefe 

freigemacht: bis 20 8g 

„ 

J re 

CCC 

nicht freigemacht: bis 150 S EEE 


über 20 g „ De 
" 100 g 


250 z N ee 
b) für einfache Poſtkarten oder für jeden der beiden 
Teile der Doppelkarte 
CCC 
Michtfreigemacñßh t 
25 Behandlungsgebühr für Poſtvoll machten 
26 Zuſchlaggebühr für jede poſtlagernde Sendung 
27 | Schreibgebühr für Ausſtellung von ee 
er ba 


24 


Poſt⸗ 
ordnung 


30, VIII 


33, VI, 
Ziffer 3 


33, VII 
33, Xu. XI 


33, XII 


36, VI 
36, VII 


36, VII 


36a, I 


40, III 
40, V 
40, VI 


Verhältnis 
zur deutſchen 
einfachen 
Fernbrief- 
gebühr 


1 fach 


1/2 fach 
1/2 fach 


1/2 fach 
1/4 fach 


1/2 fach 
A ſach 
2 fach 


1/100 fach 
1/50 fach 
1/50 fach 


1/1000 fach 
1/500 fach 


ige! Neue 


ei r 8 


100 | 400 
150 | 600 


50 200 
100 | 400 
1/2 fach 
1/20 fach 
2 fach 
1 fach 


| 


An⸗ 


merkungen 


vom 
1. Oktober 
1923 an 


vom 1. Oktober 
1923 an 
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Verhältnis 


g zur deutſchen Ins 
Nr. Gegenftand ob eh: merkungen 
5 gebühr 


Gebühr für die Nachfrage nach poſtlagernden Sendungen 


außerhalb der Poſtſchalterſtunden 40, VII 1 fach 
29 | Paketlagergebühr, taglikzgeghgh hh 41,1 1/10 fach 
V 41, III 6 fach 
30 | Behandlungsgebühr für Abholungserklärungen . 42, 1 1/2 fach 
31 un e für beſondere Abkommen wegen 
Prüfung der Empfangsberechtigung des Abholers .. 42, II 1/2 fach 
32 Poſtausgabegebühr für gewöhnliche Abholung, monatlich . 42, v 1/5 fach 
33 Erhöhte Poſtausgabegebühr beim Beſtehen eines Ab- 
kommens wegen Prüfung der Empfangsberechtigung 
des Abholenden, monatliche K 2, V 1 fach 
34 Schließfachgebühr ; 42, VI 


a) für ein gewöhnliches Schließfach, monatlich 6 fach I Legt vor 


Verträge vom 


an, für neue 
b) für ein größeres Schließfach, monatlich 10 fach I enger ant 
1 35 Zeitungsüberweiſungsgebühr im Orts⸗ und Fernverkehr . 44, VI 1 fach 
36 Gebühr für die Unbeſtellbarkeitsmeldun gd 45, IV 2 fach 
ae. ne en 47, J 2 fach 
38 Gebühr für die Ausfertigung von Doppeln zu Poſt⸗ 
einlieferungsſcheinen, zu Belgsinigungen über Zeitungs» 
geld und zu vom Empfänger verlorenen Poſt⸗ 
anweiſungen ſowie für die Ausfertigung von Be⸗ 
ſcheinigungen über gezahlte Erſatzbeträghge 47, III 1/2 fach 
39 | Gebühr für die Nachlieferung von Zeitungen 48 1/2 fach 
40 | Stundungsgebühr, monatlich für jede vollen oder an⸗ 
8 e ae een 50, VI 1/500 fach 
. Mindeſtgebühr, monatlickchh .. 172 fach 
5 Vorſtehende Gebührenfeſtſetzungen gelten vom 1. Auguſt 1923 an, mit Ausnahme der Gebühren 
F. unter Nr. 22, die am 1. Oktober 1923 in Kraft treten. 
5 Danzig, den 24. Juli 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Förster. 
3 283 Verordnung f 


zur Abänderung von Geldbeträgen im Gewerbegerichtsgeſetz und im Geſetze betr. Kaufmanns⸗ 
gerichte. Vom 23. 7. 1923. 


5 Auf Grund des Artikel III des Geſetzes zur Abänderung des Gewerbegerichtsgeſetzes und des 
* Geſetzes, betr. Kauſmannsgerichte vom 9. Mai 1923 (Gef. Bl. S. 560) wird folgendes verordnet: 
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Artikel I. 8 
Die Geldbeträge im $ 55 Abſ. 1, Satz 2 und 8 57 Abſ. 2 des Gewerbegerichtsgeſetzes vom 
0. Dum 100 - am in der Faſſung der Werben nom 29. September 1901 
(Reichsgeſetzbl. S. 353), der Verordnungen des Staatsrats vom 14. Sepf 1020 Dang Stantsan . 279 Sept. 1020 Dang ne = 275 der 
Geſetze vom 2. Juli 1921 (Geſetzbl. S. 81), vom 30. April 1922 (Geſetzbl. S. 109), vom 23. Auguſt 1922 
(Geſetzbl. S. 401), vom 15. September 1922 (Geſetzbl. S. 418), der Bekanntmachung vom 23. November 
1922 (Geſetzbl. S. 519), des Geſetzes vom 20. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 290), des Geſetzes vom 
9. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 560) und der Verordnung vom 29. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 741) werden 
dahin geändert: N : 
1. Im 8 55 Abf. 1 Satz 2 find die Worte „eine Million fünfhunderttauſend“ durch „drei 
Millionen ſiebenhundertfünfzigtauſend“ zu erſetzen. nz 
2. Im 8 57 Abſ. 2 find die Worte „eine Million fünfhunderttauſend“ durch „drei Millionen 
ſiebenhundertfünfzigtauſend“ zu erſetzen. 


Artikel II. 


Der Geldbetrag im $ 16 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend Kaufmannsgerichte vom 6. Juli 1904 
N N 2 9 a . 
(Reichsgeſetzbl. S. 266) in der Faſſung der Verordnungen des Staatsrats vom 1. Sent 1020. Dune 


Staatsanzeiger S. 190) ; 5 ri 5 
Staatsanzeiger ©. 273) S. 279) der Geſetze vom 2. Juli 1921 (Geſetzbl. S. 81), vom 30. April 1922 (Geſetzbl. 


S. 100), vom 15. September 1922 (Geſetzbl. S. 418), der Bekanntmachung vom 23. November 1922 
(Geſetzbl. S. 519), des Geſetzes vom 20. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 200), des Geſetzes vom 9. Mai 1923 
(Geſetzbl. S. 560) und der Verordnung vom 29. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 741) wird dahin geändert: 
Im 8 16 ſind die Worte „eine Million fünfhunderttauſend“ durch „drei Millionen 
ſiebenhundertfünfzigtauſend“ zu erſetzen. 5 
Artikel III. 
Die Anderungen treten eine Woche nach dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Fanzig, den 23. Juli 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


284 X Verordnung 
zur Neuregelung der im $ 68 Abſ. 1, im $ 74 a Abſ. 2 Satz 1 und im $ 75 b Satz 2 
des Handelsgeſetzbuchs ſowie im § 133 a, b Abſ. 1 der Gewerbeordnung vorgeſehenen 
Gehaltsgrenzen. Vom 23. Juli 1923. 
Auf Grund des Artikel III des Geſetzes zur Neuregelung der im 8 68 Abſ. 1, im 874 a Abſ. 2 
Satz 1 und im $ 75 b Satz 2 des Handelsgeſetzbuchs ſowie im § 133 a, b Abſ. 1 der Gewerbeordnung 
vorgeſehenen Gehaltsgrenzen vom 14. März 1923 (Geſetzblatt S. 365) wird folgendes verordnet: 
” Artikel I. 5 
Das Handelsgeſetzbuch wird wie folgt geändert: 
Es werden erſetzt: 
im 5 68 Abſ. 1 die Zahl „eine Million fünſhunderttauſend“ durch die Zahl „dreißig Millionen“; 
im § 74 u Abf. 2 Satz 1 die Zahl „vierhundertachtzigtauſend“ durch die Zahl „zwölf Millionen“; 
im 8 75 b Satz 2 die Zahl „zwei Millionen vierhunderttauſend“ durch die Zahl „zweiund⸗ 
vierzig Millionen“. 
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Artikel II. 


Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 
Im § 133 a, b Abſ. 1 wird die Zahl „eine Million fünfhunderttauſend“ durch die Zahl „dreißig 


Millionen“ erſetzt. 
Artikel III. 

Die Verordnung tritt am 1. Juli 1923 in Kraft. 

Die Vorſchriften der Artikel I, II finden auch auf die vor dem Intraſttreten dieſer Verordnung 
vereinbarten Kündigungsbedingungen und Wettbewerbeverbote Anwendung. 

Kündigungen werden nach den bisherigen Vorſchriften beurteilt, wenn ſie vor Beginn des dem 
Inkrafttreten dieſer Verordnung vorangegangenen Kalendermonats erklärt ſind oder die Kündigungsſriſt 
vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung bereits abgelaufen war. 

Die Wirkſamkeit von Wettbewerbsverboten wird durch die Vorſchrift des Artikel I Nr. 2 dieſer 
Verordnung nicht berührt, falls ſich der Prinzipal vor dem Ablauf von drei Monaten ſeit dem Inkraft⸗ 
treten dieſer Verordnung ſchriftlich erbietet, für die Zeit nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung die 
dem Handlungsgehilfen zuſtehenden vertragsmäßigen Leiſtungen auf mehr als zwölf Millionen Mark 
für das Jahr ſowie die im 8 74 Nr. 2 des Handelsgeſetzbuchs vorgeſchriebene Entſchädigung entſprechend 
zu erhöhen. Das gleiche gilt für die Vorſchrift des Artikel I Nr. 3, falls ſich der Prinzipal innerhalb 
derſelben Friſt ſchriftlich erbietet, für die Zeit nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung die vertrags⸗ 
mäßigen Leiſtungen auf mehr als zweiundvierzig Millionen Mark für das Jahr zu erhöhen oder die im 
8 74 AN: 2 des Handelsgeſetzbuchs vorgeſchriebene Entſchädigung zu zahlen. 


Danzig, den 23. Juli 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Schwartz. 

285 Die Poſtgebühren im Verkehr mit Polen werden vom 1. Auguſt 1923 an wie folgt feſtgeſetzt: 
Gewöhnliche Briefe bis 20h g. 3 1000 M 
bert. a U 1200 M 
a re ( 1500 M 
EFF en 1800 M 
Br eee ebf 6 een 400 M 
E- Du Antmorklarte . 800 M 
Br: Dienſtliche Aktenbriefe von Behörden über 500 g bis 2 kg. 1800 M 
1 Drusen se d ea. ne 200 M 
3 über. W „ SO 8 400 M 
* - 0 SE: ee OD ee 0 ( 600 M 
J) 1000 M 
„ ß 1200 M 
* DE Ne ee u 8 1500 M 
Er kg, 2 kg (nur für einzeln verfandte, ungeteilte Druckbände) 1800 M 
Bi Blindenſchriftſendungen je 1 kg (Meiſtgewicht 5 kg ) 100 M 
Br Geschäftspapiere bis 5 2 1000 M 
Bi: d ß / 1200 M 
/ RR REN 
War deen DIS , ee ee 1000 M 
77 er 1200 M 


Sr 


* Pi - 
£ a Fe A a 
2 ee 


5 (zuſammengepackte Druchachen, Geſchäſtspapiere und 
Warenproben) bis 250 g 
aber 0:00 


Päckchen 
Danzig, den 21. Juli 1923. 
Poſt⸗ und e der Freien Stadt Danzig. 


286 Die Poſtgebühren im Verkehr mit deutſchland werden mit Wirkung vom 1. Auguſt wie 


folgt feſtgeſetzt: 


1. für die Poſtkarte auf 
2. für den Brief bis 20 Gramm auf 
über 20 bis 100 


„ 0 = a a — 
„ 20 „ 500 J ͤĩ˙¹ a ken a Ba 

| I. Palete. 
für Pakete in Zone 1 
bis 3 Kilogramm aut. 4 800 M 
über 3 „ 5 Be u Ad 7 200 M 
„ 4 TA 8 400 M 
a 8 n 9 600 M 
3 z ee 10 800 M 
„ 8 8 55 356 12 000 M 
„„ 5 ne en lege 13200 M 
BT Re : 53 15 000 M 
5 f 8 16 800 M 
„ 5 5 18 600 M 
BE RR | 5 F 20 400 M 
„14 „ 15 8 „„ 22 200 M 
EB. 3 z 24.000 M 
„ 1 „ 1 ee 25 800 M 
„17-4348 5 3 27 600 M 
4 18 „ 10 5 FFF 29 400 M 
10... C 31 200 M 
Zeitungspakete bis 5 Kilogramm . 3 600 M 


Die Gebühren für Druckſachen, 


„ 500 


gebiets ab 1. Auguſt geltenden. 


Die Sendungen ſind vollſtändig frei zu machen. 
oder unzureichend freigemachte Poſtkarten und Briefe ſowie für unzureichend freigemachte Druckſachen, 
Geſchäftspapiere, Warenproben und Miſchſendungen das Doppelte des Fehlbetrags, mindeſtens aber ein 


Betrag von 100 M nacherhoben. 
Markſumme nach oben abgerundet. 
Danzig, den 20. Juli 1923. 


Die nachzuerhebenden Beträge werden auf eine durch 100 teilbare 


. . c 


a a > Sr er 1 


Köhler. 


I. Briefſendungen. 


„ FTF „ a ee Fr ee 


Zander. 


a ER ra N / Be 1 ET az SET 


ee ME I ei 


in Zone 2 
auf 4800 M 


" 


25 200 M 
27 900 M 
30 600 M 
33 300 M 
36 000 M 


38 700 M 


41400 M 
44 100 M 
46 800 M 
3600 M. 


a Warenproben, Geſchäftspapiere, Miſchſendungen, Päckchen, 
Wertſendungen, Poſtanweiſungen und Zeitungen entſprechen den im Verkehr innerhalb des Freiſtadt⸗ 


Iſt dies nicht geſchehen, jo wird für nicht- 


Poft: und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


BR Verordnung | 
zur Anderung der Fernſprechordnung vom 9. Januar 1923. Vom 16. 7. 1923. 


Auf Grund des $ 11 des Fernſprechgebühren-Geſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 134) 
wird folgendes beſtimmt: 


1. Die durch die Fernſprechordnung feſtgeſetzten Gebühren und ſonſtigen Beträge ſind mit 
1500 zu vervielfältigen. 

2. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Auguſt 1923 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung vom 9. Juli 1923 außer Kraſt. 


3. Jeder Fernſprechteilnehmer iſt berechtigt, ſeinen Anſchluß auf den 31. Juli 1923 zu kündigen. 
Antragſteller, die ihren Antrag auf Herſtellung, Erweiterung, Verlegung, Umwandlung, Aus⸗ 
wechſelung oder Übertragung von Fernſprecheinrichtungen, Nebentelegraphen oder beſonderen 
Telegraphen aus Anlaß der Gebührenerhöhung zurückziehen, haben Koſten für nutzloſe Ber- 
waltungsarbeit nicht zu erſtatten. 


Danzig, den 16. Juli 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


288 Verordnung 
betreffend Anderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen. Vom 20. 7. 1923. 


Auf Grund des 8 11 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 133 ff.) 
wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
Vom 23. Juli an betragen die Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen für die Geſprächs⸗ 
einheit von 3 Minuten Dauer 
für die Entfernung bis 25 aſr uh 5 000 M, 
u. 5 F ( 10 000 M, 
8 5 na 8 15 000 M 
und für jede angefangenen weiteren 100 km 5000 M mehr. 


Überſchreiten die Geſpräche die Dauer von 3 Minuten, jo wird die Gebühr für die überſchreitende 
Zeit nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 3 Minuten berechnet. 


Für dringende Geſpräche wird die dreifache Gebühr erhoben. 


Die Entfernungen werden von Vermittelungsſtelle zu Vermittelungsſtelle nach der Luft- 
linie gemeſſen. 8 


Die Verordnung betreffend Anderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Polen vom 
7. Juli 1923 (Geſetzbl. S. 766) tritt gleichzeitig außer Kraft. 


Danzig, den 20. Juli 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 
289 Verordnung 
betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen. Vom 20. 7. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 


f 


Vom 23. Juli 1923 an beträgt die Telegrammgebüht im Verkehr mit Polen auf allen 
Entfernungen 
a) bei gewöhnlichen Telegrammen 1300 M für jedes Wort, mindeſtens 13000 M, 

b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. 
Die e betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen vom 
7. Juli 1923 (Geſetzbl. S. 766) tritt gleichzeitig außer Kraft. 
Danzig, ei 20. Juli 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Bere n Stadt Danzig. 
Zander. 


290 5 Verordnung 
zur Anderung der Anweiſung für den Funktelegraphendienſt. Vom 20. 7. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Gejegbl. S. 47) wird die Anweiſung für den Funktelegraphendienſt vom 15. Juni 1913 nebſt Anderungen 
wie folgt geändert: 

Im 8 10 erhält Punkt 1 folgende Faſſung: 
Für deutſche und Danziger Stationen werden in der Regel als Küſten⸗ und als Bord⸗ 
gebühr je das Fünffache der für ein gewöhnliches Ferntelegramm nach Deutſchland 
feſtgeſetzten Grund⸗ und Wortgebühr erhoben. 
Die Anderung tritt am 1. Auguſt 1923 in Kraft. 
Danzig, den 20. Juli 1923. 
3 und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


. 


291 i Verordnung 
zur Anderung der Tılegraphenordnung vom 16 Juni 1904.) Vom 20. 7. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird die Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 nebſt Anderungen wie folgt geändert: 
Im 8 15 „Seetelegramme“ unter XIII erhält der 2. Abſatz folgende Faſſung: 
Für deutſche und Danziger Stationen werden in der Regel als Küſten- und als Bord⸗ 
gebühr je das Fünffache der für ein gewöhnliches Ferntelegramm > Deutſchland 
feſtgeſetzten Grund- und Wortgebühr erhoben. 
Die Anderung tritt am 1. Auguſt 1923 in Kraft. f 
Die Inhaber abgekürzter Telegrammanſchriften ſind berechtigt, die Vereinbarung bis zum 
25. Juli 1923 zum 1. Auguſt zu kündigen; dasſelbe gilt für Vereinbarungen über regelmäßige beſondere 
a Zuſtellung von Telegrammen ($ 3, VII bis IX der Telegraphenordnung). _ 
Danzig, den 20. Juli 1923. 
Pot: und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


292 Druckfehlerberichtigung. / 
I. Die Nr. 35 des Geſetzblatts für die Freie Stadt Danzig wird dahin berichtigt, daß es heißen muß: 
a) im Verſicheruagsſteuergeſetz für Danzig: 
auf Seite 178 Zeile 7 und 8 von oben ſtatt: „Militärdienſt⸗Sparverſicherung“: „Militärdienſt⸗ 
Sparverſicherung“. 


b) in den Ausführungsbeſtimmungen zu dem genannten Geſetz: 


ee Bene 


auf Seite 183 Zeile 5 von oben ftatt: „zuläſtig“: „zuläſſig“, 

auf Seite 183 Zeile 4 von oben ſtatt: „Steuerſatz“: „Steueranſatz“, 

auf Seite 185 Zeile 7 und 8 von oben ſtatt: „ſind dem Verkehrsſteueramt über die endgültige 
Abrechnung“: „find dem Verkehrsſteueramt über die Abſchlagszahlungen und über die 
endgültige Abrechnung“, 

auf Seite 186 Zeile 21 von unten ſtatt: „Abmeldung: „Anmeldung“, 

auf Seite 187 am Rande (rechts) des § 24 ſtatt: „Erſtattungsverfahren auf Grund des $ 8 
des Geſetzes (1) (Rentenverſicherung)“: „Erſtattungsverfahren auf Grund des 8 8 des 
Geſetzes (Rentenverſicherungen)“, ö 

auf Seite 189 Zeile 6 von unten ſtatt: „Steuereinrichtung“: „Steuerentrichtung“, 

auf Seite 190 Zeile 3 und 4 von oben ſtatt: „Verſicherungsſtempel büchern“: 
Verſicherungsſteuer⸗büchern“, 

auf Seite 192 iſt neben Zeile 18 von oben links am Rande zu ergänzen: Muster 


auf Seite 193 Zeile 13 von unten ſtatt: „Anmeldebuchs“: „Sollbuchs“, 


. auf Seite 197 (Muſter 2) iſt an den Schluß der dritten Reihe der Überſchrift hinter „19 ...“ 
f ein ) zu ſetzen und als Fußnote zu vermerken: | 


) Nicht Zutreffendes ift zu durchſtreichen. 

auf Seite 197 (Muſter 2) Zeile 12 von unten ſtatt: „anzuſetzen“: „abzuſetzen“, 

auf Seite 199 (Muſter 3) in Spalte 4 ſtatt: „§ 14“: „§ 18%, 

auf Seite 199 (Muſter 3) in Spalte 5 ſtatt: „§ 11“: „8 10“, 

auf Seite 201 (Muſter 5) in Spalte 5 ſtatt: „SS 11, 24 und 25“: „SS 12, 24 und 25“, 

auf Seite 205 (Muſter 7) Zeile 4 von unten ſtatt: „fortlaufend und dauernd“: „fortlaufend 
zu führen und dauernd“, . 

auf Seite 213 (Muſter 10) ſtatt: „(G. S. S.)“: „(G. Bl. S..... )“, 

auf Seite 215 (Muſter 10) Spalte 9 ſtatt: „der nachgeforderte bezw. überhobene Stempelbetrag“: 
„die nachgeforderte bezw. überhobene Steuer“, 2 

auf Seite 218 Zeile 8 von unten ſtatt: Ziffer ... d. Geſ.)“: „Ziffer 3 d. Geſ.)“, 

auf Seite 218 Zeile 6 von unten ftatt: „Ziffer ... d. Geſ.)“: „Ziffer 5 d. Geſ. )“, 

auf Seite 218 Zeile 1 von unten ſtatt: „(S8 und 7 d. G.)“: „(S 6 und 7 d. Geſ.)“. 


II. Die Nr. 36 des Geſetzblattes für die Freie Stadt Danzig wird dahin berichtigt, daß es heißen muß: 


in der Verordnung zur Ausführung des R.⸗St.⸗G. vom 3. Juli 1913 — R.⸗G.⸗Bl. 


S. 639 — in der durch das Geſetz vom 26. Juli 1918 — R.⸗G.⸗Bl. S. 799 — geänderten 
Faſſung und des Geſetzes über Erhöhung der Börſenumſatzſtener für ausländiſches Geld und 
Einführung einer Deviſenumſatzſteuer vom 10. Juli 1922 G.⸗Bl. S. 229 


auf Seite 232 Zeile 17 von oben ſtatt: „Für die Anwendung der Steuerbefreiung tft“: 
„Für die Steuerfreiheit iſt“, 

auf Seite 233 Zeile 8 und 9 von oben ſtatt: „werden auf Grund des Abſ. 3 daſelbſt anerkannt“: 
„werden anerkannt“, 

auf Seite 234 Zeile 14 von oben ſtatt: „Aufbruch: „Aufbrauch“, 

auf Seite 234 Zeile 19 von oben ſtatt: „oder Tar. Nr. 4“: „oder Tar. Nr. 4 b“, 

auf Seite 234 Zeile 11 von unten ſtatt: „Abnehmer“: „Abrechner“. 


Geſetzblatt 55 lfd. Nr. 273 im Geſetz zur einheitlichen Durchführung des 6 Uhr⸗Ladenſchluſſes vom 
16. 7. 1923 muß es am Schluß heißen: N 


f „Artikel. ?ßdb 
Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft“. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck vor u Schrorb ein Danzig 


